Auszug aus

Denkschrift 2016

s& zur Haushalts- und Wirtschaftstuhrung
des Landes Baden-Wiirttemberg

Beitrag Nr. 22

Geothermische Anlagen in Landesgebauden

d

“Hef mws
/3_—;?

_u_L

Baden-Wiirttemberg

RECHNUNGSHOF



Geothermische Anlagen in Landesgebauden
(Kapitel 1208)

In Landesgebduden wurden 13 geothermische Anlagen errichtet. Der
Betrieb der Anlagen ist unwirtschaftlich. Geothermische Anlagen an
Standorten mit Fernwarme sind ohne zuséatzlichen Nutzen fiur den Kili-
maschutz.

1 Ausgangslage

Seit 2000 investierte das Land 4 Mio. Euro fur 13 geothermische Anlagen in
Landesgebauden. Der Rechnungshof prifte die Baukosten sowie den Be-
trieb der letzten drei Jahre. Die flnf altesten Anlagen waren Pilotprojekte an
Universitats- oder Forschungsstandorten. Bei diesen wurden geringere An-
forderungen an die Wirtschaftlichkeit gestellt. Die Pilotprojekte wurden bis-
lang nicht evaluiert.

Durch das Erneuerbare-Energien-Warmegesetz wurden Bauherren 2009
verpflichtet, einen Anteil des Warmebedarfs durch

e solare Strahlungsenergie,

e Biomasse,

e Geothermie oder

e Ersatzmalnahmen wie (Fern-)Warme aus Kraft-Warme-Kopplung

zu decken. Hierdurch begtinstigt sollten geothermische Anlagen im Neubau
eingesetzt werden.

Zwei weitere Anlagen fur die Landesvertretung in Brissel und die Erweite-
rung der Wirttembergischen Landesbibliothek in Stuttgart sind projektiert.

2 Prufungsergebnisse
2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen

Bei 11 von 13 Gebauden wurden neben geothermischen Anlagen auch
Warmeversorgungsanlagen beziehungsweise Fernwarmeanschliisse einge-
baut. Hier wurden die geothermischen Anlagen bezogen auf die Warmeleis-
tung redundant errichtet, obwohl bereits eine ausreichende, kostengiinstige
Warmeleistung zur Verfiigung stand.

Bei 10 von 13 Gebauden dienen die geothermischen Anlagen der Kéltever-
sorgung. Bei 4 von diesen 10 geothermischen Anlagen ist die Kélteversor-
gung der Hauptzweck. Bei 9 von diesen 10 war eine Kalteversorgung aus
Fernkélte oder Kéltemaschinen vorhanden.
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Tabelle: Gepriifte geothermische Anlagen

Redundanz zu
(]
o g. -
Ort Nutzer S @ 3| o
S 'S @ e
2 X e o
c c = +=
5 5 | 8| 8
s e = a
Heidelberg Landesversuchsanstalt [ ] [ ] L (]
Freiburg Institut fir Umweltmedizin [ ] ([ ] ® ®
Karlsruhe Musikhochschule [ ] [ ] (]
Tlbingen ZMBP Universitat [ ] [ ] ®
Tlbingen Psychiatrie UKT [ ] [ ] (]
Stuttgart Hochschule fiir Technik [ ] [ ] ®
Stuttgart Raumfahrtzentrum Univers. [ ] ([ ] ®
Stuttgart Hochschule der Medien L] L]
Mannheim Hochschule [ ] [ ]
Langenargen Institut fur Seenforschung [ ] L] (
Konstanz Sporthalle Universitat L] ® (]
Karlsruhe Landesbibliothek, Magazin ®
Méssingen Polizeiposten ®

* *k
Bzw. vorhandene Kesselanlagen; Bzw. Kéltemaschine.

Fur die redundanten Anlagen mussten zusatzliche Investitionskosten aufge-
wendet werden, ohne einen wesentlichen zusétzlichen Nutzen fur den Kli-
maschutz durch einen geringeren Primarenergieverbrauch zu erzielen. Le-
diglich in drei Gebduden verringert die geothermische Anlage den Primér-
energieverbrauch.

Die Energieeinsparverordnung (EnEV) definiert den Umrechnungsfaktor von
Endenergie in Primarenergie. Fernwarme aus Kraft-Warme-Kopplung hat
einen sehr gunstigen Priméarenergiefaktor von 0 bis 0,7. Fir den elektromo-
torischen Betrieb von Warmepumpen dagegen betrug der Primérenergiefak-
tor 2,4 (Stand: 2015). Ab 2016 gilt ein Primarenergiefaktor von 1,8. Bei 9 von
13 Gebauden verschlechtert die geothermische Anlage deshalb die Priméar-
energiebilanz.

Das Erneuerbare-Energien-Wéarmegesetz fordert fur die ErsatzmafRnahme
Wérme aus Kraft-Warme-Kopplung einen Anteil von mindestens 50 Prozent
am Gesamtwéarmebedarf. Bei 8 von 13 Geb&uden steht eine hundertprozen-
tige Warmeversorgung aus Kraft-Warme-Kopplung zur Verfugung. Die Er-
richtung der geothermischen Anlagen war in diesen Gebauden somit nicht
erforderlich.
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2.2 Kostenvergleich der Bauarten

Im Wesentlichen sind geothermische Anlagen zu unterscheiden nach Anla-
gen mit oder ohne Warmepumpe sowie nach der geothermischen Erschlie-
Bung mit Erdsonden oder sogenannten Energiepfahlen.

Energiepfahle sind mit Rohrschlangen thermisch erschlossene Beton-
Pfahlfundamente von zumeist 6 m bis 12 m Tiefe. Die Pfahlgriindung wird
bei wenig tragfahigem Baugrund aus statischen Griinden benétigt (siehe
Abbildung 1, linke Seite).

Erdsonden bestehen aus Bohrungen mit Rohrschlangen, die mit Spezialbe-
ton verflllt werden. Sie werden zumeist neben Gebauden in Tiefen bis zu
150 m gebohrt (siehe Abbildung 1, rechte Seite).

Abbildung 1: Schematischer Aufbau der zwei Bauarten
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Der Rechnungshof ermittelte bei den abgerechneten Malinahmen die spezi-
fischen Kosten fur Energiepfahle und fir Erdsonden. Sie betrugen fir Ener-

giepfahle im Mittel 3.600 Euro je Kilowatt thermischer Leistung und fur Erd-

sonden im Mittel 1.800 Euro je Kilowatt thermischer Leistung.

Obwohl fur die Energiepfahle Bohrkosten sowie Kosten fur den Spezialbeton
der statischen Grindung nicht mit angesetzt wurden, waren sie teurer als
die Erdsonden. Ursachlich hierfir sind hohe Aufwendungen im Rohrlei-
tungsbau fir viele Pfahlfundamente. Fir eine gleiche geothermische Leis-
tung wurden mit Erdsonden deutlich weniger Bohrungen erforderlich.
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Abbildung 2: Aufwendiger Rohrleitungsbau fur den Vor- und Ricklauf der
120 Energiepfahle beim ZMBP an der Universitat Tubingen

Die Kosten von Warmepumpen sind im Verhéltnis zu den Kosten von Erd-
sonden oder Energiepfahlen unmalRgeblich. Warmepumpen kénnen die
nutzbare geothermische Energie deutlich erhéhen. Sie wirkten sich auf die
Kosten-Nutzen-Bilanz positiv aus.

2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

Bei einigen Anlagen wurde im Hinblick auf ihren Pilotcharakter beziehungs-
weise ihre erwartete Klimafreundlichkeit auf eine Wirtschaftlichkeitsberech-
nung verzichtet. Soweit Wirtschaftlichkeitsberechnungen erstellt wurden,
waren sie in Teilen fehlerhaft beziehungsweise unvollstandig.

Fur 13 in Betrieb befindliche Anlagen hat der Rechnungshof eine Energie-
kosteneinsparung von 43.000 Euro je Jahr festgestellt. Selbst wenn die Ka-
pitalkosten (170.000 Euro je Jahr) nicht berticksichtigt wiirden, betriigen die
Mehraufwendungen fiir die Anlagen 53.000 Euro je Jahr. Die Mehraufwen-
dungen Ubersteigen die eingesparten Energiekosten auch bei dieser Be-
trachtung erheblich. In den meisten Fallen ist es daher wirtschaftlich, die
Anlagen sofort aul3er Betrieb zu nehmen.

Beispielsweise wurde beim Multimediakomplex in Karlsruhe fir die Musik-
hochschule eine geothermische Anlage errichtet, die die jahrlichen Energie-
kosten um 11.000 Euro reduziert. Dem stehen jedoch jahrliche Mehrauf-
wendungen von mehr als 20.000 Euro je Jahr gegeniiber.

Auch kiinftig ist bei deutlich steigenden Energiepreisen kein wirtschaftlicher
Betrieb zu erwarten. Dies liegt am Verhaltnis vom teuren Strompreis zum
glnstigen Erdgas- beziehungsweise Fernwarmepreis.
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Aufgrund der Priifung des Rechnungshofs wurde im Herbst 2015 eine be-
reits projektierte geothermische Anlage fiir einen Neubau des Interfakultéren
Instituts flr Biochemie an der Universitat Tibingen wegen mangelnder Wirt-
schaftlichkeit nicht weiter verfolgt.

3 Empfehlungen

3.1 Bestehende Anlagen evaluieren

Bevor weitere geothermische Anlagen geplant beziehungsweise errichtet
werden sollen, sind die bestehenden Anlagen zu evaluieren. Anhand von
Wirtschaftlichkeitsberechnungen und dem Primarenergieverbrauch sollte
eine Erfolgskontrolle durchgefiihrt werden.

3.2 Redundanzen vermeiden

An Standorten mit Fernwarme beziehungsweise Fernkalte soll auf die
Nutzung von Geothermie verzichtet werden. Fernwarme aus Kraft-Warme-
Kopplung muss gegeniiber der Geothermie aus wirtschaftlichen Griinden
bevorzugt werden. Gleiches gilt fir Fernkalte aus Kraft-Warme-Kalte-
Kopplung.

3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

Anlagen in redundanter Ausfuhrung, deren betriebliche Mehraufwendungen
nicht aus den eingesparten Energiekosten gedeckt werden kdnnen, sollten
abgeschaltet werden.

4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fir Finanzen und Wirtschatft teilt die Auffassung des Rech-
nungshofs, dass der wirtschaftliche Betrieb der geothermischen Anlagen
derzeit nicht nachgewiesen werden kénne. Es geht davon aus, dass die
Anlagen optimiert und kiinftig wirtschaftlich betrieben werden kénnen. Hier-
fur sei ein Monitoring geplant und MaRnahmen initiiert.

Die Feststellung des Rechnungshofs, dass Fernwarme aus Kraft-Warme-
Kopplung priméarenergetisch giinstiger sei, wird vom Ministerium nicht ge-
teilt. Es fuhrt aus, dass geothermische Anlagen mit optimiertem Betrieb pri-
marenergetisch ahnlich gut wie Anlagen mit Kraft-Warme-Kopplung seien.

Das Ministerium teilt mit, es werde in Abhangigkeit der statischen Anforde-
rungen an die Griindung des Bauwerks jeweils die zweckmaRige bauliche
Variante von geothermischen Anlagen gewahlt. Der Kostenvergleich der
Bauarten von Energiepféahlen und Erdsonden sei daher nicht ausschlagge-
bend.
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Entgegen der Darstellung des Rechnungshofs erwartet das Ministerium bei
steigenden Energiepreisen einen wirtschaftlichen Betrieb der geothermi-
schen Anlagen. Es werde angestrebt, unabhéngig von einer Evaluation der
bestehenden Anlagen, neue Anlagen zu errichten, sofern eine Wirtschaft-
lichkeit vorliege, dies gelte auch an Standorten mit Fernwarme beziehungs-
weise -kélte.

Das Ministerium geht davon aus, dass eine Optimierung der Anlagen einen
wirtschaftlichen Betrieb sicherstelle. Nur im Einzelfall sei eine Abschaltung
der Anlage sinnvoll.

5 Schlussbemerkung

Das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft legt fiir seine Berechnungen
einen optimierten Betrieb der Warmepumpen zugrunde, der zum Zeitpunkt
der Prifung von keiner Anlage erreicht wurde. Der Rechnungshof bleibt bei
seiner Position, dass Erdsonden wirtschaftlicher sind als Energiepfahle,
selbst wenn eine Pfahlgriindung statisch erforderlich ist.

Die vom Ministerium erwarteten Energiepreissteigerungen fir Warme ent-
sprechen nicht der langfristigen Entwicklung. Eine Sensitivitdtsanalyse des
Rechnungshofs ergab, dass nur bei stark steigenden Warmepreisen von
jahrlich mehr als 5 Prozent geothermische Anlagen wirtschaftlich werden.
Dies wurde in den letzten 30 Jahren nicht erreicht. Das Ministerium beriick-
sichtigt bei seiner Aussage nicht, dass auch die zum Betrieb der Anlage
notwendige elektrische Energie eine Preissteigerung erfahrt.

192



	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 22.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 22
	Geothermische Anlagen in Landesgebäuden


